
Kein Käufermarkt im Rechtsschutz
Kunden entwickeln qualitätsorientierte Erwartungshaltung gegenüber Schadenservices ihrer Versicherer

Andreas Heinsen

Wer sich aus der Ecke des Kleinscha­
denversicherers heraus bewegt und 

Rechtsdienstleistungsprodukte für Vermitt­
ler und deren Kunden attraktiv macht, hat 
begründete Aussicht, seine Bestände zu hal­
ten und erfolgreich auszubauen. 

Der Rechtsschutzmarkt unterliegt einem 
Wandel: Ohne den für Kunden und Vertrieb 
erlebbaren und professionellen Kunden- und 
Schadenservice sowie innovative Rechts­
dienstleistungsprodukte mit Kostenschutz 
droht nach den Preiserhöhungsrunden auf­
grund des am 1. August 2013 wirksam ge­
wordenen zweiten Kostenrechtsmodernisie­

aber schon länger auf Sättigung. Die Ver­
tragstückzahlen bewegen sich seit Jahren im 
Bereich um die 22 Millionen Stück und das 
Beitragswachstum lässt trotz teilweiser Bei­
tragsangleichungen mit null bis zwei Prozent 
zu wünschen übrig. 

Auch 2014 werden nicht mehr als zwei 
Prozent Wachstum möglich sein. Kostensen­
kungsprogramme werden zu einer Notwen­
digkeit. Wäre Ende Mai nicht die Botschaft 
des GDV-Treuhänders gekommen, dass zu­
mindest ein Teilbestand des Privatgeschäfts 
mit einer Beitragsangleichung von überra­
schenden +7,5 Prozent belegt werden kann, 

2015 sind Werte von 10 bis 15 Prozent je 
nach Vertragsart und den vom Treuhänder 
festgestellten Vorträgen zu erwarten. Dies 
gilt nach den Beitragsangleichungsregelun­
gen in den ARB im gleichen Umfang für die 
Neugeschäftstarifbeiträge. 

Recht zu bekommen wird teurer für Otto 
Normalverbraucher und sollte eigentlich als 
Bedarfs- und Vertriebsargument genutzt wer­
den. Leider reagieren Kunden und Vermitt­
ler in der Regel anders. Schadenfreie Kunden 
kündigen in Massen und Vermittler steuern 
Rechtsschutz als Luxussparte aus den Kun­
denportfolios aktiv heraus, was wiederum 
die Qualität der Bestände verschlechtert. 
Geht man für 2014 von einer Niveausteige­
rung von 12 bis 15 Prozent bei den Schaden­
zahlungen aus und wächst der Bestandsbei­
trag um zwei Prozent, so wird das Loch in 
der Combined Ratio unübersehbar. 

Kompliziertes Informationsmaterial
Die aktuelle Prognose von 102 Prozent bei 
der Combined Ratio erscheint optimistisch 
und ist mit einem massiven Abbau der Scha­
denreserven verbunden, was zu einem star­
ken Substanzverlust bei den Unternehmen 
insgesamt führen und die Eigenkapitalan­
forderungen nach Solvency II erhöhen wird. 
Nach der reinen Lehre müssten für die er­
warteten höheren Aufwendungen in den 
Jahren 2015 und 2016 die Schadenreserven 
deutlich erhöht werden. Das Zahlungs-/Re­
serveverhältnis müsste zumindest stabil ge­
halten werden. Mit Blick auf den nachgela­
gerten Ausgleich durch die Beitragsanglei­
chungen von Oktober 2015 bis September 
2017 erscheint aber eine ergebnisstabilisie­
rende Absenkung des Reserveniveaus im 
Übergang als unkritisch. 

Rechtsschutz hat seinen Ursprung als 
Annex zur KFZ-Versicherung. Aus der Ecke 
des „Knöllchenversicherers“ ist sie leider bis 
heute nicht ganz herausgekommen. Im Fo­
kus müssten vielmehr die Existenzrisiken 
der Kunden – z.B. schwere Verkehrsunfälle 
– stehen, die mit einer Rechtsschutzversiche­
rung hinsichtlich der gerichtlichen Durch­
setzung abgesichert werden können. Ärzt­
liche Behandlungsfehler und deren sozial-, 
verwaltungs- und versicherungsrechtliche 
Folgeproblemfelder sind neben dem Arbeits­
platzverlust weitere Argumente, um Rechts­
schutz von einer Kleinschaden- zur Existenz­

rungsgesetzes (2.KostRMoG) ein deutlicher 
Rückgang der Policen im Bestand der deut­
schen Rechtsschutzversicherer. 

Kennzahlen stehen auf Sättigung
Der Verdrängungswettbewerb wird sich wei­
ter anheizen und der Ertragsdruck auf die 
Unternehmen nachhaltig erhöhen. Die rück­
läufigen Stornozahlen wegen ausgebliebener 
Beitragsangleichungen in den vergangenen 
Jahren, sowie die guten Schadenergebnisse 
aufgrund der positiven wirtschaftlichen Ge­
samtentwicklung haben von den anstehen­
den Schadenbelastungen und Anforderun­
gen an eine neue Produkt- und Tarifwelt 
abgelenkt. Mit Schadenquoten um 70 Pro­
zent konnte die Branche in den vergange­
nen Jahren gut leben. Die Combined Ratios 
lagen stabil zwischen 95 und 99 Prozent. 
Auf der Marktseite stehen die Kennzahlen 

Kostenrechtmodernisierung: 
Deutsche Rechtsschutzversicherer 
befürchten Policenrückgänge im 
Bestand.
Foto: fotolia/Gerhard Seybert

hätte es für 2014/2015 auf der Schadenseite 
düster ausgesehen. Die GDV-Zahlen für das 
erste Quartal 2014 zeigen deutlich, wohin 
die Reise beim Schadenaufwand gehen wird. 

Bei den Geschäftsjahresschadenzahlun­
gen wird ein Plus von über 22 Prozent und 
bei den Schadenstückzahlen von 4,5 Prozent 
vermeldet, was deutlich über den Erwar­
tungen liegt. Insoweit wird der Markt da­
von auszugehen haben, dass zum Ausgleich 
der Schadenbelastungen die Bestandsbei­
träge über zwei Beitragsangleichungen von 
Oktober 2015 bis September 2017 um bis zu 
20 Prozent angepasst werden müssen. Für 
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Sieg! Aber wer hat gewonnen?
Nach der Niederlage vor dem Verfassungsgericht hat die PKV triftige
Gründe, ihren Mut nicht zu verlieren

Dass die Niederlage vor dem Bundesver-
fassungsgericht für die privaten Krankenver-
sicherer so herbe ausfallen würde, hatten sie
nicht erwartet. Im Vorfeld der Bekanntgabe des
Urteils hatte sich der Vorstandsvorsitzende der

vom PKV-Verband juristisch unterstützten Un-
ternehmen hatten der Regierung unter ande-
rem vorgeworfen, sie habe in Teilen ihre gesetz-
geberischen Kompetenzen überschritten, wür-
de durch die GKV-Wahltarife den Wettbewerb

Dr. Bert Rürup befragt, der sich aber außer-
stande sah, die Belastung aus dem Basistarif zu
beziffern. Repräsentative Datensätze seien öf-
fentlich nicht verfügbar, hatte der Darmstädter
Emeritus angemerkt. Der Bund der Versicher-
ten hatte vor dem Gericht darauf hingewiesen,
dass der Tarif subventioniert werden muss.
Bislang sind nur 6 000 Personen im Basistarif
versichert. Die PKV hatte mit 90 000 Personen
gerechnet.

„Volksversicherung auf zwei Säulen.“ Der
1. Senat des Bundesverfassungsgerichts bei der

Verlesung des Urteils zum Wettbewerbsstärkungs-
gesetz am 10. Juni in Karlsruhe. (Foto: Ba)

„Wie können wir gemeinsam vorgehen?“ Bundes-
gesundheitsministerin Ulla Schmidt (links)
zusammen mit Günter Dibbern, Victoria Kranken
(Mitte) und Reinhold Schulte vor der Bekanntgabe
des Urteils. (Foto: Ba)

Debeka, Uwe Laue, zumindest bei dem Streit
um die dreijährige Übergangsfrist zum Eintritt
in die PKV zuversichtlich gezeigt. Deutschlands
größter privater Krankenversicherer hatte zu-
sammen mit der Allianz PKV, der Victoria
Kranken, der Axa Kranken und der Süddeut-
schen Kranken gegen Teile des so genann-
ten Wettbewerbsstärkungsgesetzes geklagt. Die

verzerren und die PKV-Unternehmen in ihren
Grundrechten (Eigentumsrecht, Berufsfreiheit)
beeinträchtigen. Sie unterlagen fast vollständig.
Sowohl die Einführung des Basistarifs hielten
die acht Verfassungsrichter des ersten Senats
für verfassungsgemäß als auch die Einführung
der Portabilität der Alterungsrückstellungen
und die Einführung einer Dreijahresfrist bei
der Überschreitung der „Jahresarbeitsentgelts-
grenze“. Einziges Trostpflaster für die PKV: Im
letzten Punkt fiel die Entscheidung des Senats
mit fünf zu drei Stimmen knapp aus. In allen
anderen Punkten entschieden die acht Richter
einstimmig.

Durch den Basistarif wird die PKV nicht im
Kern in Frage gestellt, befand das Verfassungs-
gericht. Der Kontrahierungszwang greife nicht
unverhältnismäßig in die Berufsfreiheit ein.
„Ein milderes Mittel ist nicht erkennbar“, ur-
teilten die Richter. Man dürfe die so genannten
„schlechten Risiken“ auch nicht allein der GKV
auflasten. Auch die Beitragshöchstgrenze sei
den privaten Krankenversicherern zuzumuten
und stelle „keine bedeutsame Belastung“ dar.
Die Unternehmen tragen nur das Risiko des
Prämienausfalls, merkten die Richter an. Sie
hatten zu diesem Thema unter anderem Prof.

Regierung trifft
Beobachtungspflicht

Auch die eingeführte Portabilität der Alte-
rungsrückstellungen halten die Karlsruher
Richter für verfassungsgemäß, sie stellt keinen
unzumutbaren Eingriff dar. Im Gegenteil: Die
teilweise Portabilität ist geeignet, den Wettbe-
werb zu verbessern, urteilten die Richter. Auch
bei der Beschwerde über die Dreijahresfrist,
nach der ein wechselwilliger GKV-Versicherter
in die PKV wechseln kann, erhielten die fünf
klagenden Unternehmen eine Abfuhr. „Leis-
tungsfähige werden an die Solidargemeinschaft
gebunden“, betonten die Richter und hielten die
Regelung für zumutbar. „Der Gesetzgeber hat
nicht die Jahresarbeitsentgeltgrenze angeho-
ben.“ Das schränke zwar die Berufsfreiheit ein,
sei aber aus wichtigen Gründen des Gemein-
wohls gerechtfertigt. „Die 5:3-Entscheidung der
Verfassungsrichter zeigt, dass es sich um eine
umstrittene Regelung handelt“, merkte SDK-
Chef Klaus Henkel nach dem Urteil an. Auch bei
den Wahltarifen unterstützten die Richter die
Gesundheitsreform. Die PKV sei davon nicht
betroffen, der Bundeszuschuss stelle keinen
Nachteil für die PKV dar.

VW-Umbruch-2009-13-4c-S993-1036.pmd 24.06.2009, 07:131022

Dr. Rainer Pelizäus, Odenthal Sparen, insbesondere an Mitarbeitern, ist auch in der Versicherungswirtschaft 
selten erfolgreich. Allerdings gibt es die Möglichkeit, in einem methodisch geschlos-
senen System die Erfordernisse von Bilanz, wertorientierter Führung und Pro-
zessmanagement zur Kostensteuerung beliebig fein definierter Geschäftsfelder zu 
erfüllen.

Mit modernem  
Kostenmanagement ganz 
vorn mitmischen
Teil 1: Geschäftsfeldsteuerung durch 
integrierte Kostenstellen

Kostenmanagement ist Steuerung der 
Prozesse in den Kostenstellen in Ab-
hängigkeit vom zu bearbeitenden „Ge-

schäftsfeld“ (zur Definition Geschäftsfeld vgl. 
„Über die Selbstverständlichkeit des Risikoma-
nagements“ Teil 1, VW 11/2009, S. 822). Aus-
züge des Kostenmanagements werden für die 
externe Rechnungslegung (HGB, IFRS) benö-
tigt. Das betrifft die Dimensionen Unterneh-
men/Marke, Produkt und Funktionsbereiche 
als Zusammenfassung von Prozessen; die wer-
torientierte Führung bezieht sich auf alle Ein-
heiten, denen man Werte und deren Verände-
rungen (vereinfacht: Gewinne) zuordnen kann, 
zumindest auf die o.g. Geschäftsfelder. 

Qualität und Nachhaltigkeit  
des Kostenmanagements

Das Messen der Länge entsorgter Bleistift-
reste durch den Vorstandschef ist ein psycho-
logischer Gag und hat nur in diesem Sinne et-
was mit Kostensteuerung zu tun. Das Unter-
nehmen so auszurichten, dass es mit den die 
Kosten bestens deckenden, auf den Bedarf 
 einer hinreichend großen und erreichbaren 
Zielgruppe zugeschnittenen Produkten, zu-
gehörigen (schlanken) optimierten Prozessen 
und zielgruppenorientierten Ansprechmedien 
geschäftsfeldweise Führerschaft beanspruchen 
kann, ist strategisches Kostenmanagement als 
Teil einer Gesamtstrategie (vgl. „Strategisches 
Kostenmanagement – ein Thema für Vorstän-
de?“ VW 2/1996, S. 104). Konsequenz daraus 
ist insbesondere, dass Geschäftsfelder, die so 
nicht bedient werden können, nicht angegan-
gen oder forciert, sondern vermieden oder 
als auslaufend behandelt werden. Die Sorge 
für die richtige Strategie, ihre permanente 
Anpassung an sich verändernde Umweltver-
hältnisse, das Regelwerk und die Zuordnung 
von Kostenverantwortlichkeiten ist Aufga-
be der Geschäftsleitung genauso wie die Ver-
antwortung für die verfügbaren Mittel und 
deren Beschränkung auch zur Ausgestaltung 
der Prozesse. Als Leitfaden braucht man die 
unternehmensweite strukturelle Zielsetzung, 
eine Vorstellung vom Weg zum Ziel und die 
Möglichkeiten, Ziele und Wege konkret fest-
zulegen, zu dokumentieren und die Entwick-
lung zu kontrollieren, was dann im operati-
ven Kostenmanagement zu erledigen ist. An 
der Konsequenz und Nachhaltigkeit diese En-

gagements erkennt man Marktführer, weni-
ger an Benchmarks, die nicht wenigstens die 
oben genannten Geschäftsfelddimensionen 
berücksichtigen und i.d.R. nur Momentauf-
nahmen zeigen. 

Will man das Ziel erreichen, von einer 
durchschnittlichen Kosten-/Leistungssitu-
ation ausgehend geschäftsfeldbezogen bei den 
Marktführern mitzumischen, ist das eine Auf-
gabe, die kontinuierlich und konsequent über 
mehrere Jahre umgesetzt und dann permanent 
weitergeführt werden muss. Unternehmen, die 
dieses Ziel erreicht haben, dann auch gewinn-
bezogen zu den Führenden gehören, können 
sich den Luxus eines „gelockerten“ Kosten-
managements nicht leisten. Mit nachlassen-
der Kosten-/Nutzendisziplin in der operati-
ven Prozessgestaltung, der Ausgestaltung der 
Führungs- und Dienstleistungsprozesse, wenn 
„Strategische Maßnahmen von der Kostendis-
ziplin befreien“ oder Geschäftsfelder unkont-
rolliert angegangen werden, verlieren führende 
Unternehmen zunächst kaum spürbar, dann 
aber nachhaltig und schnell ihre Position. Die 
Trägheit von Marktveränderungen im Versi-
cherungsgeschäft ist ein trügerischer Schlei-
er über der realen Wirkung innerbetrieblicher 
Veränderungen.

Instrumente des 
 Kostenmanagements

Alle Instrumente der Kostenrechnung sind 
„Vollkostenrechnungsinstrumente“. Keine kos-
tenrelevante Buchung entzieht sich der jeweili-
gen Verantwortlichkeit. Kostenrechnungsarten 
sind: die Kostenstellenrechnung zur Steue rung 
über die Verantwortung für hierarchische Ein-
heiten (Organisation), die Kostenträgerrech-
nung zur Produktsteuerung/Kalkula tion, die 

Prozesskostenrechnung zur unternehmenswei-
ten Prozessgestaltung, das Zielgruppenmana-
gement zur Kundenorientierung und ebenso 
die gewinnorientierte Steuerung der Vertriebs-
wege und ihrer Bestände. Die Versionen, über 
die das Kostenmanagement gelebt wird, sind 
die Ist -Darstellung, die (mehrjährigen Inst-
rumente) Prognose und Simulation, die letzt-
endlich der richtigen Planung dienen. Sämt-
liche Instrumente zur Kostensteuerung sind 
auf Geschäftsfelder orientiert. (vgl. u.a. Peli-
zäus, „Sparen heißt: An den Kostenstruktu-
ren arbeiten“, VW 11/2003, S. 800).

Die „naive“ Kostenstellenrechnung

Die in fast allen Unternehmen vorhande-
ne Kostenstellenrechnung wird oft als trivia-
les Werkzeug angesehen. Man gibt den Kos-
tenstellen einen Rahmen vor oder lässt diesen 
mehr oder weniger frei planen, und dieser Rah-
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Analysen ... Berichte ... Aufsätze

– Anzeige –

„auf dem Bierdeckel“ – die  eigene Provisions-
höhe zu berechnen.

Steuerung der Vertriebsorganisation: Ein 
weiterer wichtiger Erfolgsfaktor ist die Unter-
stützung der Vermittler durch den Versiche-
rer. Differenziert und professionell durch Ver-
mittlerbetreuer, Organisatoren, Vertriebsin-
nendienst und Produktspezialisten unter-
stützte Vermittler weisen eine höhere Pro-
duktivität auf. Neben dem reinen Umfang 
beeinflusst die Art der Unterstützung den 
Vertriebserfolg: 

produkt­Spezialisten liefern den 
Agenten Argumentationshilfen

Die Analyse zeigt, dass produktspezifische 
Verkaufsspezialisten die Vermittler in ihren 
Verkaufsbemühungen effektiver voranbrin-
gen als sparten- oder themenübergreifende 
Vermittlerbetreuer. Die Produktspezialisten 
haben einen sehr fokussierten Verkaufsför-
derungsauftrag, der vor allem darauf abzielt, 
dem Vermittler die notwendigen Argumen-
te im Verkaufsprozess zu liefern und ein ent-
sprechendes Coaching zu geben. 

Außerdem unterstützen die Spezialisten 
punktuell mit sehr hoher Produktexpertise. 
Diese Erfahrung hat einige der Studienteilneh-
mer veranlasst, ihr Betreuungsmodell umzu-
stellen und vermehrt auf genau solche Spezia-
listen mit klaren Verkaufszielen zu setzen. Ein 
weiteres Ziel der Vermittlerbetreuung durch 
den Versicherer ist es, den Vermittler auf sei-
nem Karriereweg zu begleiten und für den je-
weiligen Karrierepfad und die angestrebte Po-
sition vorzubereiten und zu fördern.

hebel für den Vertriebserfolg  
mit Maklern

Anreize durch Provisionen: Marktkonfor-
me Provisionen sind ein Muss, denn die Trans-
parenz im Maklerkanal ist hoch und der Kon-
kurrenzdruck groß. Die Studie belegt, dass sich 
Erfolg im Maklerkanal kurzfristig durch ent-
sprechend hohe Provisionssätze erreichen lässt. 
Es gibt einen direkten Zusammenhang zwi-
schen der historischen Neugeschäftsentwick-
lung und der Höhe der gezahlten Abschluss-
provision. Für den langfristigen Vertriebser-
folg ist jedoch eine stringente Ausrichtung auf 
die Bedürfnisse der Makler und eine zielge-
richtete Makleransprache nötig.

Differenzierte Maklerbetreuung: Entschei-
dend für eine erfolgreiche und kosteneffizi-
ente Maklerbetreuung ist, die Betreuungska-
pazität auf die jeweiligen Maklerbedürfnisse 
und das Potenzial eines Maklers anzupassen. 
Dafür nutzen die erfolgreichen Maklerver-
triebe eine eindeutige Segmentierung ent-
lang der Bedürfnisse und des potenzialori-

entierten Maklerwerts. Die Zuordnung der 
Makler zu den einzelnen Segmenten passen 
sie in regelmäßigen Abständen – meist auf 
Jahresbasis – an. Die Maklersegmentierung 
wird dann mit einer entsprechenden Betreu-
ungsorganisation hinterlegt. Die Makler in 
den priorisierten Segmenten werden persön-
lich unterstützt und können spezifische Ser-
vices nutzen, etwa bei der Policierung. Da-
gegen werden die Klein- und Kleinstmakler 
effektiv durch eine zentrale Einheit ohne un-
mittelbaren persönlichen Kontakt betreut. So 
werden die Maklerbetreuer genau dort einge-
setzt, wo die größten Potenziale für die Ver-
sicherer liegen. Gerade für die großen Mak-
ler ist darüber hinaus ein dediziertes Key Ac-
count Management notwendig.

Spezielle Maklerangebote: Die Palette der 
angebotenen Produkte und Services sollte an 
den Bedürfnissen der Makler und den Zeich-
nungszielen des Versicherers ausgerichtet wer-
den. Je nach Geschäftsmodell und Arbeitsweise 
der priorisierten Makler sowie des Marktpo-
tenzials benötigen diese spezielle Angebote, die 
von den Versicherern zu schaffen sind. Dieses 
Angebotsprofil muss regelmäßig überprüft und 
an das sich laufend verändernde Portfolio der 
priorisierten Makler angepasst werden.

Vertriebskanäle müssen 
 differenziert behandelt werden

Fazit: Die Studie zeigt, dass Erfolg sowohl 
in der Ausschließlichkeit als auch im Makler-
kanal möglich ist. Doch die Erfolgsfaktoren 
unterscheiden sich erheblich. Es ist wichtig, 
die Vertriebskanäle differenziert zu bearbei-
ten und keinen Kanal als Annex des zweiten 
zu betrachten. Die Besonderheiten jedes Ka-
nals müssen entlang aller Betriebs-, Vertriebs- 
und Produktprozesse berücksichtigt werden. 
Gerade in der Vermittlerbetreuung und im 
Marketing ist eine ausgeprägte Differenzie-
rung gefragt. 

Die Ausschließlichkeitsorganisationen ver-
langen eine systematische Weiterentwicklung 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Spezifi-
ka des betreffenden Versicherers. Dieser Kanal 
ist für die langfristige Kundenbindung prädes - 
tiniert. Im Maklerkanal ist es wichtig, eine 
stringente Ausrichtung auf den Markt und die 
Bedürfnisse der Makler zu verfolgen. Dieser 
Kanal erlaubt schnelle Erfolge, verlangt jedoch 
kompetitive Produkte und eine gute Makler-
betreuung. Nachhaltige Erfolge sind nur durch 
eine konsequente potenzial- und bedürfnis-
orientierte Ausrichtung auf die Maklerseg-
mente möglich.

Dr. Gero Matouschek ist Partner und Dr. Jo- 
hannes Bayer Projektleiter bei Bain & Company 
in München.

Die Studie
Die Benchmarkingstudie Ver-

sicherungsvertrieb von Bain & Com-
pany vergleicht die Vertriebswege 
 großer deutscher Versicherungen (Axa, 
Central, Generali, Gothaer,  Provinzial 
Rheinland, Versicherungskammer 
 Bayern, Volksfürsorge, Zurich), wobei 
die Bereiche Ausschließlichkeits-  
und Maklervertrieb jeweils getrennt  
betrachtet wurden. Als Basis dienten 
die Vertriebsergebnisse des Jahres 2008, 
bei Mehrjahresvergleichen die Jahre 2006 
bis 2008. Die Rohdaten wurden  
unmittelbar durch die teilnehmenden 
Ver sicherungen bereitgestellt. Alle Teil-
nehmer unterstützten die Validierung 
der Daten aktiv. Großer Wert wurde  
auf die Vergleichbarkeit der einzelnen 
Vertriebe gelegt. Dazu wurden alle 
Vertriebsfunktionen konsistent und 
aufwands gerecht auf die Vertriebswege 
verteilt, beispielsweise in den Sparten 
angesiedelte Spezialisten sowie  
Marketing und Controlling. Die  
Studie analysiert die Kosten und den 
Erfolg des jeweiligen Vertriebswegs. 
Der Vertriebserfolg wurde definiert  
und gemessen als Bestands- sowie  
Neugeschäftsentwicklung zwischen 
2006 und 2008, die Bestandsaus- 
schöpfung als Verhältnis zwischen Neu-
geschäft und Bestand. Erfolgsfaktoren 
wurden in zwei Dimensionen erhoben: 
Die Vertriebskraftausschöpfung, zum 
Beispiel Vermittlerproduktivität und 
die Kosteneffizienz, zum Beispiel 
Verteilung der Vertriebskosten auf 
unterschied liche Vertriebsfunktionen.
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sicherungssparte zu entwickeln. Dazu be­
darf es der Überzeugung des Vertriebs, der 
in der Regel Rechtsschutz als Luxussparte 
und juristisch zu kompliziert in der Bera­
tung ansieht. So sind Rechtsschutzkunden 
im Schnitt gut 50 Jahre alt und liegen beim 
Einkommen deutlich über dem Durchschnitt. 
Rechtsschutz wird nach dem Geldbeutel des 
Kunden und nicht nach dessen tatsächlichem 
Bedarf platziert. 

Die Verinnerlichung dieser Marktreali­
tät ist für den Erfolg von Rechtsschutz ent­
scheidend, da es faktisch bisher keinen Käu­
fermarkt im Rechtsschutz gibt. Wenn Kun­
den freiwillig in die Versicherungsagenturen 
kommen, um Rechtsschutz abzuschließen, 
dann nicht zur Freude der Schadenchefs. 
Junge Leute unter 30 werden faktisch gar 
nicht von Versicherern erreicht, und auch 
Verbraucherschützer sind bis auf den Ver­
kehrs-Rechtsschutz und teilweise den Berufs­
bereich keine Fans der Sparte. Schaut man 
in das teilweise viel zu juristisch ausgelegte 
Informations- und Vertriebsmaterial vieler 
Versicherer, ist bis zum Ziel einer veränder­
ten Kunden- und Vertriebswahrnehmung 
viel zu tun. Die branchenweiten und nun­
mehr offensiv vermarkteten Anwaltdienste 
der Rechtsschutzversicherer in Form von In­
ternet-Rechtsberatungen, Telefon-Rechtsan­
walt-Hotlines und Vertrauens- und Koope­
rationsanwaltsnetzwerken bewegen derzeit 
die Anwaltschaft und deren Rechtsanwalts­
kammern emotional sehr stark. Sie glauben, 
eine starke Ausgrenzung der Einzelanwälte 
zu wittern und eine gesetzeswidrige Ge­
bührenknebelung durch die Branche aus­
gemacht zu haben. 

Professionelle Beratung für Kunden
Zentraler Angriffspunkt ist die von der An­
waltschaft vehement vorgetragene Verletzung 
der freien Anwaltswahl nach den §§ 127, 129 
VVG i.V.m. § 4 RDG, wenn Versicherer den 
Kunden für die Wahl eines Vertrauensan­
waltes eine Geldleistung, z.B. in Form eines 
SB-Verzichts für einen zukünftigen Rechts­
fall, im Vertrag versprechen. Immer wieder 
ist zu hören, dass sich die Rechtsschutzver­
sicherer auf ihre Kostenerstattungsfunktion 
auch weiterhin beschränken sollen und die 
Organisation von Rechtsdienstleistungen für 
den Kunden nicht ihre Aufgabe sei. 

Die Kunden indes sehen dies anders und 
haben eine qualitätsorientierte Erwartungs­
haltung gegenüber den Kunden- und Scha­
denservices ihrer Versicherer entwickelt. 
Ob man nun Kümmerer, Problemlöser oder 
Lotse für den Kunden in seinem Rechtspro­
blem sein will, ist nur ein Unterschied im 
Wording, bringt aber die Kundenanforde­
rungen von heute auf den Punkt. Kunden 

und deren Vermittler wollen qualifizierte 
Mitarbeiter im Kunden- und Schadenser­
vice einfach erreichen können und sich ihres 
Rechtsfalls oder Rechtsproblems professionell 
angenommen fühlen. Sie wollen keine juris­
tischen ARB-Erläuterungen über sich erge­
hen lassen. Begeisterung wird erzeugt, wenn 
sich der Kunde, der in der Regel eine hohe 
Schwellenangst gegenüber den Mitarbeitern 
der Schadenabteilungen hat und hinsichtlich 
seines Rechtsfalles stark emotionalisiert ist, 
im Telefonat wohl fühlt, seine Deckungsan­
frage sofort geklärt werden kann, und man 
ihm wenig juristisch erklärt, wie der weitere 
Verfahrensablauf aussieht. Kunden und Ver­
mittler sind dankbar, wenn sie bei der Aus­
wahl aktiv unterstützt werden und der Ver­
sicherer auch für die Qualität der Partner­
kanzlei einsteht. 

Zu beobachten ist, dass die Kooperations­
kanzleien der Versicherer immer häufiger 
auch Qualitätsmanagement-Zertifizierun­
gen nach ISO 9001-Standard aufweisen müs­
sen, um an den Netzwerken teilnehmen zu 
können. Dem Argument, dass sich auch der 
Anwaltsmarkt in einem gravierenden Verän­
derungsprozess befindet, zeigt man sich nur 
wenig zugänglich. Diesem regen Treiben der 
Anwälte über Abmahnungen und Prozesse 
gegen die Branche hat der BGH (Urteil vom 
4.12.2013 – IV ZR 215/12) in einer selten da­
gewesenen Deutlichkeit gegenüber der kla­
geführenden Anwaltskammer ein Ende ge­
macht. Tenor: Die durch §§ 127, 129 VVG, § 3 
Abs. 3 BRAO gewährleistete freie Anwalts­
wahl steht finanziellen Anreizen eines Ver­
sicherers in Bezug auf eine Anwaltsempfeh­
lung nicht entgegen, wenn die Entscheidung 
über die Auswahl des Rechtsanwalts beim 
Versicherungsnehmer liegt und die Grenze 
unzulässigen psychischen Drucks nicht über­
schritten wird. Dies wurde für das Modell der 
Huk-Coburg vorliegend verneint. 

Weiterhin sieht der BGH die Anwaltsnetz­
werke und deren freiwillige Nutzung sogar 
im Kundeninteresse, wie übrigens auch die 
Justizminister der Länder. Auch sind Gebüh­
renvereinbarungen im gesetzlichen Rahmen 
zulässig und kein Indiz für eine schlechte 
Rechtsberatung oder gar Parteiverrat durch 
die Vertragsanwälte. Wettbewerbsrechtliche 
Verstöße der Netzwerkanwälte gegenüber den 
Nichtteilnehmern sah der BGH nicht. Selbst 
wenn, wären sie für das Versicherer-Kun­
denverhältnis ohne Bedeutung und Thema 
des Berufs- und Standesrechtes der Rechts­
anwaltschaft.

Der BGH hat seine Rechtsprechung zur 
Telefonberatung konsequent fortgesetzt und 
deutet mit dem EU-Richtlinienbezug und 
einem Urteil des österreichischen Obersten 
Gerichtshofes (OGH) an, dass er sich weiter­

gehende Modelle für Rechtsschutz vorstellen 
kann. Spannend wird nunmehr die Frage, wie 
der Markt diese neuen Optionen nutzen bzw. 
die bereits vorhandenen SB-Verzichtstarife 
bei Vertragsanwaltswahl in der Breite aus­
bauen wird. Es ist davon auszugehen, dass 
dies mit den neuen Tarifen in den unter­
schiedlichsten Varianten zum Herbst 2014 
parallel zur Umsetzung der Beitragsanglei­
chung erfolgen wird. Indes hat der BGH aus­
geschlossen, dass in Anlehnung an die KFZ-
Werkstatttarife zukünftig Beitragsrabatte für 
die verpflichtende Wahl des Vertrauensan­
waltes über den Tarif gewährt werden. Damit 
wäre das notwendige Wahlrecht des Kunden 
gesetzeswidrig ausgehebelt. 

Aufgabenfelder neu justieren
Möglich wäre, dass der Kunde nicht über den 
Selbstbehalt belohnt oder bestraft wird, son­
dern ein SFR-Beitragsmodell auch in Rechts­
schutz Einzug hält, das auf eine Höherstufung 
bei Wahl eines Anwalts verzichtet, also quasi 
ein SFR-Retter für Rechtsschutz. Dies hätte 
einen völligen Systemwechsel für den Markt 
zur Folge, der für die anstehenden schaden­
belasteten Jahre eigentlich ausscheidet. 

Die künftige Aufgabe besteht darin, den 
Vermittlern und deren Kunden Rechtsser­
vices anzubieten, die den Wunsch nach Si­
cherheit und aktiver rechtlicher Hilfestellung 
in der täglichen Praxis gewährleisten. Es gilt 
den Schwerpunkt im Vertrieb von der Ab­
werbung auf das Potenzial der bisher Nicht­
versicherten strukturiert umzusteuern. Dies 
steigert die Bestandsqualität und die Wettbe­
werbsfähigkeit des Versicherers. Es ist kein 
neuer Tarif oder zusätzlicher Rechtsservice, 
sondern das Zusammenspiel von vielen Bau­
steinen im Produktmanagement, der Auf­
bauorganisation im Kunden- und Schaden­
service und der Unternehmenskultur, die zu 
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einem neuen Geschäftsmodell und Kunden­
verständnis in Rechtsschutz führen: 

1. Für die Kundenbetreuung in Rechtsschutz­
fällen bedarf es keiner dezentralen Strukturen, 
auch nicht für den Aufbau und das Manage­
ment von Anwaltsnetzwerken. Die zentrale Zu­
sammenführung des Schadenmanagements 
steigert die Effizienz und Qualität bei der Ka­
pazitätensteuerung, verbessert die Servicebe­
reitschaft, sichert einheitliche Regulierungs-, 
Kundenservice- sowie Fortbildungsstandards 
und erhöht die Umsetzungsgeschwindigkeit 
von Innovationen im Rahmen eines fortlau­
fenden Veränderungsmanagements.

2. Die Gründung von Rechtsschutz-Scha­
denservice GmbHs nach § 8 a VAG hat dazu 
geführt, dass der Kunden- und Vermitt­
lerfokus teilweise verloren ging und man 
nur Schadenaktenmengen je Mitarbeiter im 
Auge hatte. Vermittlerkontakte sind nicht ge­
wünscht, da diese in der Regulierung als stö­
rend empfunden werden. Produktinnovatio­
nen, neue ARB und der Aufbau von kunden­
orientierten Rechtsservices sind zusätzliche 
Aufgaben, die das Tagesgeschäft in diesen 
zumeist kleinen Einheiten stark behindern 
bzw. einen deutlichen Personalanbau erfor­
dern. Die strategische Positionierung und die 
zu erfüllenden Aufgaben der Schadenservice 
GmbHs sind mit Kunden- und Vermittler­
fokus zu hinterfragen und neu zu justieren.

3. Kunden, Vermittler und auch Rechts­
anwälte sind im Schadenservice als gleich zu 
behandelnde Fragesteller zu sehen. Hört sich 
ganz einfach an, bedeutet aber eine massive 
Veränderung der Organisation und der Hal­
tung der Innendienstmitarbeiter gegenüber 
dem Vertrieb und der Anwaltschaft insge­
samt. Hierin liegt auch eine vielfach unter­
schätzte Chance, den Vertrieb über ein ver­
mittlerfreundliches professionelles Backof­
fice zu begeistern.

Positiver Kontakt verbessert Bindung
4. Der Aufbau von Rechtsservices, wie der 
telefonischen anwaltlichen Rechtsberatung, 
Mediations- und Streitschlichtungsangebo­
ten, Vorsorge-Rechtsberatungen sowie die 
Bereitstellung von Kooperationsanwalts­
netzwerken sind Erwartungen von heute, 
die über eine gut erreichbare und juristisch 
qualifizierte Service-Hotline abrufbar sein 
müssen. 

5. Um eine hohe Effizienz im Telefonser­
vice und der simultanen Aktenbearbeitung 
zu erreichen, muss im Kunden- und Scha­
denservice komplett papierlos gearbeitet 
werden und das Führungs- und Schadenbe­
arbeitungsmanagement auf die Telefonpro­
zesse konsequent ausgelegt sein.

6. Eine vollautomatische Mengen- und 
Vorgangsartensteuerung in die Teams, die 

Vernetzung von Telefon- und Schadenbear­
beitungssystemen, der Aufbau von Wissens­
management-Tools für Beratung/Regulie­
rung und ein visualisiertes und in das Scha­
densystem integriertes Kooperationsanwalts­
netzwerk sowie die unbegrenzte Möglichkeit 
von Vorgangsparallelbearbeitungen sind ne­
ben einer elektronischen Kostenabrechnung 
nur einige Anforderungen, die umgesetzt sein 
müssen, um einen Changeprozess in diesem 
Umfang erfolgreich abzuschließen.

Dienstleisterkultur implementieren
7. Pflicht sind auch regelmäßige Mystery-
Calls bei den Telefon-Beratungs- und Medi­
ationsdienstleistern. Ab einer bestimmten 
Unternehmensgröße sollen Exklusivmodelle 
auf der Dienstleisterseite sowie dem Netz­
werkmanagement ins Auge gefasst werden, 
da man dadurch insbesondere die Vermitt­
lerakzeptanz („Unser Netz“) noch deutlich 
steigern kann.

8. Der Aufbau, die Vermarktung und die 
Akzeptanz der Vertrauensanwälte bei Kun­
den und Vermittlern ist eine Herausforde­
rung, die stark unterschätzt wird. So sind 
Netzwerke ohne Mandatsvolumen und stan­
dardisierter Betreuung nur von bedingtem 
Nutzen, auch müssen Qualitätsstandards und 
Geschäftsprozesse bis hin zur elektronischen 
Dunkelverarbeitung von Kostennoten über 
die Kanzleisoftware in die Schadensysteme 
vorangetrieben werden. 

9. Die telefonische anwaltliche Rechtsbe­
ratung ist der Schlüssel zum Kunden. Der 
kundenaffine Rechtsservice muss in die 
Produktlinien als erlebbarer Assistance-
Baustein eingebaut und insbesondere ak­
tiv bei Kunden und Vermittlern vermark­
tet werden. Kein Kundenanruf ist zu viel, 
da er bei hoher Zufriedenheit die Kunden­
bindung unterstützt und die Stornoquote 
senkt. 90 Prozent der Kunden, die nach drei 
Jahren gehen, sind schadenfrei und hatten 
keinen Rechtsschutzkontakt. Diese Strate­
gie stößt auf viele Fallstricke, da sie in der 
Implementierungsphase zunächst deutlich 
mehr qualifizierte Mitarbeiterkapazitäten 
erfordert, die man zeitversetzt in der Fol­
gebearbeitung und dem Schadenaufwand 
einspart. Wer die telefonische Rechtsbe­
ratung als reinen Schadenminimierungs­
ansatz sieht, agiert am Kunden- und ins­
besondere am Vermittlerbedarf vorbei. Es 
fällt schnell auf und führt zur Ablehnung 
des Rechtsservices beim Vertrieb und den 
Innendienstmitarbeitern. 

10. Entscheidend für den Erfolg eines 
Rechtsschutzversicherers ist die Implemen­
tierung einer umfassenden Rechtsdienstleis­
terkultur im Sinne der Kunden- und Vermitt­
leranforderungen in der Aufbauorganisation 

und im Prozessmanagementsystem. Vom 
Aktuar über die Produktentwickler bis hin 
zu den Schadenmanagern ist diese Grund­
haltung zu entwickeln und nachhaltig sicher 
zu stellen. Themen, wie der Wegfall des Re­
feratsprinzips in der Schadenregulierung, 
neue flexible Arbeitszeitmodelle oder auch 
Personalentwicklungspflichtbausteine ste­
hen neben einfachen, leistungsstarken und 
kundenorientierten Produkt- und Assistance­
bündeln auf der Agenda. Dieser Weg ist lang 
und muss final in einem ständigen Verbes­
serungsprozess münden. Die Örag setzt dies 
z. B. über die jährliche ISO 9001-Zertifizie­
rung des Kunden-, Schaden- und Netzwerk­
managements um.

Keine Quick-Wins
Dass sich Investitionen in eine standardi­
sierte Produktwelt, technische Infrastruk­
tur und papierlose Geschäftsprozesse des 
Kunden- und Schadenmanagements sowie 
die Qualität und Qualifizierung der Mitar­
beiter nachhaltig für ein Unternehmen loh­
nen, belegt zum Beispiel die Entwicklung der 
Örag in einem stagnierenden Rechtsschutz­
markt. In den vergangenen fünf Jahren stie­
gen die Beiträge um fast 50 Mio. Euro, der 
Vertragsbestand legte um 300.000 Kunden 
zu und die Schadenzahlungsquoten – inkl. 
der Regulierungskosten – lagen vier bis sechs 
Prozentpunkte unter dem Marktniveau, was 
die Wettbewerbsfähigkeit steigerte. Dass 50 
weitere Mitarbeiter eingestellt wurden, un­
terstützte den Change-Prozess hin zu mehr 
Kunden-, Vermittler- und Rechtsserviceo­
rientierung. 

Erfolg hängt davon ab, ob ein kontinu­
ierliches mitarbeiterbezogenes Innovations- 
und Verbesserungsmanagement implemen­
tiert und konsequent fortgeführt wird. Un­
ternehmenskulturen und die Grundhaltung 
der Mitarbeiter zur Serviceorientierung ge­
hen dann zu Bruch, wenn aufgrund wirt­
schaftlicher Notwendigkeiten oder ständi­
ger Strategieveränderungen aufgrund neuer 
Köpfe ambitionierte Quick-Wins in den Un­
ternehmen/Organisationseinheiten realisiert 
werden müssen. Das Schadenmanagement 
kann schnell und restriktiv verändert wer­
den, sich aber auch nachhaltig vom Markt 
schießen. Insbesondere die Vermittlerak­
zeptanz zu verlieren, geht in Rechtsschutz 
als Mitnahmesparte sehr schnell. Sie aufzu­
bauen und sicherzustellen dauert viele Jahre 
und kostet Millionen.� 

Andreas Heinsen ist 
Vorstandsmitglied der 
Örag Rechtsschutz­
versicherungs-AG.
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